
Unter der Rubrik «Leserbriefe» veröffentlicht die Redaktion 
Zuschriften aus dem Leserkreis, um deren Publikation sie aus-
drücklich ersucht wurde. Die Verantwortung für den Inhalt der 
Einsendungen tragen die Verfasser. Die Redaktion behält sich 
vor, Kürzungen vorzunehmen oder Texte ehrverletzenden 
 Inhalts zurückzuweisen. Anonyme Zuschriften wandern in den 
Papierkorb. In der Regel werden nur mit vollem Namen, Adresse 
und Telefonnummer gezeichnete Leserbriefe veröffentlicht.

Leserbriefe

Sparen bei gutem 
Integrationsprojekt
Zu «Gefährdete Jugendliche sind 
auf Unterstützung angewiesen», 
SN vom 23. 5.

Die 50-Prozent-Stelle des Case Ma-
nagements (CM) soll gestrichen wer-
den, um damit 50 000 Franken jähr-
lich zu sparen. Im CM werden 
Jugend liche, die den Anforderungen 
der beruflichen Grundausbildung 
ohne Unterstützung nicht gewach-
sen sind, frühzeitig erfasst und indi-
viduell begleitet. Zurzeit werden  
75 Jugendliche vom CM gecoacht, 
und zwar nicht nur vom Stelleninha-
ber, sondern auch von zahlreichen 
Freiwilligen, die ehrenamtlich viel 
Zeit aufwenden und einen grossen 
Einsatz für die berufliche Integra-
tion dieser 75 jungen Menschen leis-
ten. Nach den Plänen der Regierung 
soll neu die Lehraufsicht diese Auf-
gabe übernehmen. Dass das nicht 
mit einem Leistungsabbau einher-
geht, bezweifeln alle Fachpersonen, 
mit denen ich darüber gesprochen 
habe. Denn ein grosser Teil am Er-
folg des CM ist der sehr guten Ver-
netzung des Stelleninhabers mit 
Arbeitgebern, Fachstellen und Lehr-
personen und seinem Einsatz zu 
verdanken. Vor einigen Jahren brüs-
tete sich dieselbe Regierung noch 
mit diesem Vorzeigeprojekt zur be-
ruflichen Integration, und nun ist ein 
50-Prozent-Pensum zu viel? Das ist 
unverständlich! Die Regierung ver-
rechnet sich bei dieser Sparmass-
nahme gründlich, und das einmal 
mehr auf Kosten der Schwächeren: 
Denn arbeitslose Jugendliche und 
junge Erwachsene ohne Ausbildung 
werden den Kanton sehr viel teurer 
zu stehen kommen als das 50-Pro-
zent-Pensum des Casemanagers! 

Linda De Ventura
Schaffhausen

Willkommen im 
kleinen Paradies
«Wenn ein roter Drache Anstoss 
erregt», SN vom 10. 6.

Oh, was sind wir doch ein glück-
licher Kanton, wenn wir keine ande-
ren Probleme haben, als dass die 
falsche Flagge weht. Willkommen 
im kleinen Paradies!

Sonja Winkler
Neunkirch

Mietzinsreduktion 
nicht automatisch
Zu «Die Praktiken der Wohnungs-
vermieter», SN vom 2. 6.

Die Mietzinssenkungen sind aktu-
ell. Leider obliegt den Wohnungs-
vermietern nach wie vor nicht die 
Verpflichtung, die Mietzinssenkung 
automatisch zu gewähren. Der Mie-
ter hat demzufolge aktiv zu werden. 
Es gilt, beim Vermieter schriftlich 
Mietzinssenkungen zu verlangen. 
Sollten ältere Mieter nicht mehr in 
der Lage sein, ein solches Begehren 
zu stellen, so gilt es, behilflich zu 
sein.

Arthur Müller
Schaffhausen

Fahren die Planer 
auch ÖV?
Zu «Das letzte Wort ist noch nicht 
gesprochen», SN vom 4. 6.

Die Buslinie 24, die mit dem Fahr-
planwechsel gekappt werden soll, 
bringt nicht nur die Einwohner von 
Opfertshofen nach Schaffhausen, 
sondern auch die nicht motorisier-
ten Städter – die gibt es tatsächlich 
– auf den Reiat. Vor allem für die 
Senioren ist das Aussichtsrestau-
rant Reiatstube in Opfertshofen ein 
beliebtes Ausflugsziel. Würde die 
Buslinie ab 2016 nur noch bis Büt-
tenhardt führen, wäre das ein her-
ber Verlust sowohl für die Einwoh-
ner von Opfertshofen als auch für 
die Wanderer und die Besucher  
der «Reiat stube». Theoretisch ist 
Opfertshofen zwar auch mit der 
Buslinie 26 ab Thayngen zu errei-
chen, aber gesichert ist diese Ver-
bindung keineswegs. Hat nämlich 
der Zug nach Thayngen Verspä-
tung, was immer wieder einmal vor-
kommt, kann ihn der Bus wegen 
seines eigenen gedrängten Fahr-
plans offenbar nicht abwarten. Man 
strandet dann frus triert am wenig 
attraktiven Thaynger Bahnhof. Pas-
siert das dummerweise beim Zug, 
der Schaffhausen hätte um 11.47 
Uhr verlassen sollen, um den An-
schluss um 12 Uhr in Thayngen zu 
erreichen, wird die Suppe ziemlich 
kalt. Der nächste Bus auf den Reiat 
fährt nämlich erst um 13.25 Uhr. 
Höchst ärgerlich für die Gäste der 
«Reiatstube» und schlicht unzumut-
bar für die Pendler nach Opfertsho-
fen, die zum Mittagessen heimkeh-
ren möchten. Gerade sie können ja 
in Schaffhausen nicht einfach einen 
früheren Zug nehmen, um den An-
schluss zu gewährleisten. Ob wohl 
unsere Verkehrsplaner, die der-
artige Schildbürgerstreiche aus- 
hecken, auch mit dem öffentlichen 
Verkehr unterwegs sind?

Elisabeth Gaechter
Schaffhausen

Problemfall  
KBA Hard
Zu «KBA Hard: Kritik an 
 Sanierungsplan», SN vom 9. 6.

Der finanzielle Schaden ist immens, 
und alle wissen es besser und über-
borden mit neuen Ideen wie Herr 
 Isliker. Aber wer fragt die Men-
schen, die in der nahen Umgebung 
der KBA Hard wohnen und immer 
wieder die Nase rümpfen wegen  
des Gestanks? Den Anwohnern des 
 Engequartiers stinkt es gewaltig. 
Niemand kümmert sich um die An-
liegen, obwohl sie schon jahrelang 
aktenkundig sind. Ich würde Herrn 
Rohner wie auch Herrn Isliker 
gerne mal im Engequartier begrüs-
sen, wenn es wieder einmal gewal-
tig stinkt. Darum: Ein Ende mit 
Schrecken ist allemal besser als ein 
Schrecken ohne Ende. Es muss eine 
bessere Lösung her, vor allem aber 
eine Lösung, die nicht stinkt. 
(Kleine Frage noch: Wieso steht 
diese Stinkfabrik eigentlich nicht in 
Schaffhausen oder in Neuhausen?) 

Christoph Widmer
Beringen

Das Wales zum 
Wallis machen
«Wenn ein roter Drache Anstoss 
erregt», SN vom 10. 6.

Mein Tipp an Thomas Steinemann: 
Nähen Sie ein «l» auf ihre Fahne, 
dann wird aus einer Waliser Fahne 
(verboten) eine Walliser Fahne 
 (erlaubt).

Jürg Tanner
Schaffhausen
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Schweizer Soldaten sollen sechs Wiederholungskurse absolvieren; so will es die Sicherheitspolitische Kommission des 
 Nationalrats, welche die Weiterentwicklung der Armee vorbehandelt hat.  Bild Key

Presseschau Zum unbesiegten Hackerangriff auf den Deutschen Bundestag
Vier Wochen nach Bekanntwerden des 
Angriffs steht also nicht einmal seine 
Grössenordnung fest. Wo eine gesi-
cherte Expertise über den zugrunde 

liegenden Sachverhalt fehlt, lässt es 
sich dafür umso beherzter politisch 
aufeinander einprügeln. Die Fraktio-
nen streiten sich vor allem darüber, ob 
der Verfassungsschutz Krisenhilfe leis-
ten soll oder nicht. Vor allem die Links-
partei äusserte Vorbehalte, frei nach 
dem Motto: Lieber die Russen im Netz 
als die eigenen Sicherheitsbehörden. 
(Die Welt)

Ein «Cyber-Abwehrzentrum» mit zehn 
Mitarbeitern, dem selbst der sonst so 
knauserige Bundesrechnungshof 2014 
attestiert, es sei zu schlecht ausgestat-

tet, wirkt angesichts der jüngsten Atta-
cke wie ein schlechter Witz. Die Bun-
destagsverwaltung hat die Gefahr durch 
solche Angriffe unterschätzt und es 
den digitalen Eindringlingen leichtge-
macht. So jedoch war die Forderung 
nach mehr Transparenz in der Demo-
kratie nicht gemeint. Gerade im Sinne 
funktionierender politischer Institutio-
nen muss in deren Schutz mehr inves-
tiert werden. (Frankfurter Rundschau)

Es ist gut, dass es Hackern gelungen ist, 
den Bundestag virtuell einzunehmen. 
Und es ist wichtig, dass den Cyberkri-
minellen nicht nur ein kleiner Coup ge-

lungen ist, sondern ein Angriff, dessen 
Ausmasse niemand abschätzen kann 
und von dem offensichtlich keiner 
weiss, wie er zu stoppen ist. Warum das 
gut sein soll? Weil sich vielleicht jetzt 
die gewählten VolksvertreterInnen end-
lich einmal ernsthaft und konsequent 
damit beschäftigen, was die digitale Re-
volution für unser Zusammenleben, für 
die Struktur und die Organisation unse-
rer Gesellschaft bedeutet. (taz)

Endlich Planungssicherheit  
für die Armee

Sicherheit und Stabilität, zwei der 
wichtigsten Erfolgsfaktoren der 
Schweiz, sind einfach so vorhan-

den – könnte man meinen! Aber sie 
wurden über Jahrhunderte erarbeitet. 
Unsere Armee leistet schon seit Jahr-
zehnten einen erfolgreichen Beitrag 
dazu. Aufgrund der Friedenszeit seit 
rund 70 Jahren und insbesondere seit 
dem Mauerfall 1989 begann man immer 
mehr, die Armee zu hinterfragen und 
ihr schleichend finanzielle Mittel zu 
entziehen. 

Wir stehen vor der dritten Ses-
sionswoche in Bern, und einmal mehr 
steht die Armee zur Diskussion. Wir 
werden dabei Bestandesgrösse, Finan-
zen, Armeeorganisation, Mobilisation 
und Ausrüstung diskutieren. Nach dem 
Sicherheitspolitischen Bericht, dem 
Armeebericht und den verschiedenen 
Mängellisten ist es an der Zeit, dass die 
Armee wieder Planungssicherheit er-
hält. Nur so kann man sich zukünftigen 
Herausforderungen stellen.

Das Ziel ist eine Erhöhung der 
 Bereitschaft (Wiedereinführung der 
Mobilmachung), eine Verbesserung 
der Kaderausbildung, eine Vollausrüs-
tung der Einsatzverbände sowie eine 
verstärkte Regionalisierung. Eigent-
lich alles Dinge, die selbstverständlich 
sind, aber in den letzten Jahren sträf-
lich vernachlässigt wurden.

Armee wird weiter verkleinert
Der Sollbestand von 100 000 Mann 

(entspricht einem Effektivbestand von 
140 000, da Dienstverschiebungen und 
so weiter mitberücksichtigt werden 
müssen) wird in der parlamentari-
schen Beratung kaum mehr geändert 

werden. Der ursprünglich vom Bundes-
rat vorgeschlagene Bestand von 80 000 
Mann konnte zum Glück in den vorbe-
ratenden Kommissionen verbessert 
werden. Der Wunsch der SVP, eine Er-
höhung auf 140 000 Mann, wird leider 
kaum eine Chance haben. Faktisch wird 
die Armee ein weiteres Mal um rund 40 
Prozent verkleinert! Einen eindrück-
lichen Vergleich bietet der traurige An-
schlag in Paris. Dort mussten rund 
80 000 Mann kurzfristig aufgeboten 
werden. Oder bei einer Sicherungs-
übung um den Flughafen Zürich wer-
den rund 25 000 Mann benötigt. Diese 
Zahlen zeigen, dass die Armee nicht 
weiter verkleinert werden darf.

Bei den militärischen Finanzen 
konnte dagegen endlich eine positive 
Wendung erreicht werden. Es ist ein 
Zahlungsrahmen über vier Jahre ge-
plant (19,5 Milliarden für 2017 bis 2020), 

selbstverständlich bleibt auch dieser 
nicht von zukünftigen Kürzungs-
programmen beim Bund verschont. 
Aber damit erreicht man eine gewisse 
Planungssicherheit. Die vorberatende 
Kommission des Nationalrates ist so-
gar noch etwas weiter gegangen und 
hat einen fixen Betrag von jährlich fünf 
Milliarden ins Gesetz aufgenommen. 
Ein Novum, doch ein klares Zeichen, 
dass die Armee nicht immer über die 
Finanzen gesteuert werden darf. Wer 
Sicherheit will, soll auch eine Versi-
cherungsprämie bezahlen! 

Sechs Wiederholungskurse geplant
Die Anzahl der Wiederholungs-

kurse wurde ebenfalls angepasst. So 
hat der Ständerat die ursprünglich vom 
Bundesrat vorgeschlagenen 6 WK 
à  zwei Wochen auf 5-mal drei Wochen 
erhöht. Eine Mehrheit der Sicherheits-
politischen Kommission des National-
rates ist der Meinung, dass die Unter-
brüche zwischen den einzelnen WK 
maximal zwei Jahre betragen sollten. 
Sie schlägt deshalb 6 WK à drei  Wochen 
vor. Alles in allem wird die gesamte 
Dienstzeit eines Soldaten im Vergleich 
zu heute dennoch weiter verkürzt.

Es wird sich zeigen, ob der Natio-
nalrat nächste Woche diese Änderun-
gen akzeptieren wird. Gerade die heu-
tige weltweite Sicherheitssituation 
sollte uns aber vor Augen führen, dass 
es an der Zeit ist, nicht mehr mit der 
 Sicherheit zu spielen. Endlich erhält 
die Armee auch die nötige Planungs-
sicherheit!

Thomas Hurter ist Schaffhauser Nationalrat (SVP) und Präsident 
der Sicherheitspolitischen Kommission.

Nächste Woche kommt 
die Weiterentwicklung 

der Armee in den 
 Nationalrat. Die 

 Kommission hat bereits 
einige Änderungen 

 angebracht.
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